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1. Medien in Demokratien: Hoffnung und Vertrauenskrise 

Die Medien und ihre Rolle als Institution in der Demokratie stehen wieder einmal unter verschärf-

tem Beobachtungsdruck.  Zum Teil werden sie harsch kritisiert und mit Begriffen wie „Journaille" 

oder „Lügenpresse" bedacht.  Dennoch ist die Hoffnung, die mit der Rolle der Medien in der De-

mokratie mitschwingt, bei vielen nach wie vor groß und lässt sich in dem Ausdruck der „vierten 

Gewalt" zusammenfassen. Edmund Burke nutze den Begriff „fourth estate" 1787 in einer Parla-

mentsdebatte. Er sah die Medien als zusätzliche Kontrollinstanz der britischen Regierung – neben 

den klerikalen und weltlichen Mitgliedern des House of Lords und den Abgeordneten des House 

of Commons. 

Eine weniger hoffnungsvolle Sicht auf die Medien findet sich hingegen in Beiträgen der Neuen 

Politischen Ökonomie, die Entscheidungen und Verhalten im politischen Kontext mit dem Instru-

mentarium der ökonomischen Wissenschaft untersucht. So betonen unter anderem Anderson und 

McLaren (2012), dass auch Eigentümer von Medien politische Interessen haben und über die Be-

richterstattung versuchen, die Politik in ihrem Sinne zu beeinflussen. Einen anderen, aber kaum 

weniger kritischen Blick haben Besley und Prat (2006):  Medien würden in der Tendenz regie-

rungsfreundlich berichten, da sie sich dadurch entweder eine Beeinflussung von Gesetzesinitiati-

ven in ihrem Sinne erhoffen, z.B. wenn es um geistiges Eigentum geht, oder einen besseren Zugang 

zu exklusiven Berichten. In beiden Fällen wäre die Funktion der Medien als vierte Gewalt in der 

Demokratie erheblich beeinträchtigt.  

Der vorliegende Beitrag gibt zunächst in Abschnitt 2 einen kursorischen Überblick über den ak-

tuellen Stand der empirischen Forschung zum Einfluss der Medien auf Wahrnehmung und Ver-

halten. Dabei wird insbesondere auf den politischen Kontext fokussiert. Sodann werden einige 

Forschungsarbeiten unter Beteiligung des Autors eingehender vorgestellt, die den Einfluss der 

Medienberichterstattung in Demokratien unter die Lupe nehmen. Hierzu werden in Abschnitt 3 

zunächst Methoden und Probleme bei der Erhebung von Mediendaten aufgezeigt. In Abschnitt 4 

folgen dann zwei Studien zum Einfluss der Medien auf die Wahrnehmung in detaillierter Form. 

Dabei werden beispielhaft zwei Themen in den Blick genommen, die in der politischen und öffent-

lichen Diskussion eine besonders prominente Rolle spielen: Ungleichheit und Migration. Ab-

schnitt 5 zeigt, inwieweit sich die Medienberichterstattung in Demokratien auf die Wahlabsichten 

auswirkt. Abschnitt 6 analysiert sodann, ob Medien ihrer Rolle als vierte Gewalt gerecht werden. 

Abschnitt 7 schließt mit einem Überblick über die Forschungsergebnisse. 
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2. Empirische  Medieneinflussforschung: Überblick 

Medienberichterstattung hat zum Teil erheblichen Einfluss auf die Wahrnehmung und Entschei-

dungen der Bürger als Konsumenten, Unternehmer oder Wähler. Wenngleich diese Aussage be-

reits viele vom Gefühl her viele bejahen würden, so gibt es in den letzten Jahren immer mehr For-

schungsarbeiten, die den Einfluss der Medien mit ökonometrischen Methoden untersuchen. Das 

Forschungsfeld ist relevant, da Medien niemals ein exaktes Abbild des gesamten Weltgeschehens 

darstellen können. Medien berichten immer nur über einen kleinen Teil des Geschehens und der 

berichtete Teil unterliegt wiederum verschiedenen systematischen Verzerrungen, die in den em-

pirischen Wissenschaften «Bias» genannt werden. Als Folge der vielfach verzerrten Berichterstat-

tung können Entscheidungen von Individuen, die auf Medieninformationen beruhen, von denen 

abweichen, die auf einer umfänglicheren und weniger verzerrten Information beruhen würden.  

Die bekanntesten Arten von Media-Bias sind der Advertising-Bias, wenn die Medienberichterstat-

tung in Umfang und Wertung zugunsten der Werbekunden verzerrt ist (siehe Dewenter & Hei-

meshoff 2014, 2015; Gambaro & Puglisi 2015 oder Reuter & Zitzewitz 2006); der Newsworthin-

ess-Bias, wenn Nachrichten über bestimmte Themen die Berichterstattung über andere Themen 

verdrängen, weil sie von den Medien als wichtiger angesehen werden (siehe Durante & 

Zhuravskaya 2018 oder Eisensee & Strömberg 2007); der Distance-Bias, wenn Medien eher über 

Ereignisse berichten, die in der Nähe ihres Erscheinungsortes stattfinden (Berlemann & Thomas 

2019); der Negativity-Bias, wenn sich Medien stärker auf Katastrophen, Kriminalität und bedroh-

liche politische und wirtschaftliche Entwicklungen konzentrieren  statt auf positivere Nachrichten 

(siehe Friebel & Heinz 2014; Garz 2013, 2014; Heinz & Swinnen 2015; oder Soroka 2006) und der 

Political-Bias, wenn die Medienberichterstattung bestimmte Teile des politischen Spektrums be-

vorzugt (siehe Anderson & McLaren 2010; Besley & Prat 2006; Groseclose & Milyo 2005 oder Prat 

2014).3  

Medienberichterstattung kann die Wahrnehmung und die Handlungen von Individuen in vielerlei 

Hinsicht beeinflussen. Im wirtschaftlichen Kontext zeigen Nadeau et al. (2000), Soroka (2006) und 

van Raaij (1989), dass die Einschätzung der Wirtschaftslage und die Konjunkturerwartungen zu-

mindest teilweise von Medienberichten abhängen.4 Alsem et al. (2008), Goidel und Langley 

(1995) sowie Doms und Morin (2004) untersuchen den Einfluss der Medienberichterstattung auf 

das Konsumklima. Garz (2013) analysiert die Auswirkungen einer verzerrten Medienberichter-

stattung über Arbeitslosigkeit auf die Wahrnehmung der Arbeitsplatzunsicherheit und Lamla und 

                                                             
3 Darüber hinaus gibt es eine breite Literatur über die Existenz von Media-Bias und deren Grundlagen in der Kommu-
nikations- und Medienwissenschaft. Beispiele hierfür sind Ball-Rokeach (1985) sowie Ball-Rokeach und DeFleur (1976) 
in Bezug auf die Abhängigkeiten des Mediensystems und Dunham (2013) in Bezug auf die Messung des Media-Bias. 
4 Kholodilin et al. (2017) wiederum untersuchen am Beispiel der Industrieproduktion inwieweit Prognosemodelle 
unter Verwendung von Mediendaten verbessert werden können.  
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Maag (2012) untersuchen den Einfluss der Medienberichterstattung auf die Inflationserwartun-

gen von Haushalten und Experten. Dass die Medienberichterstattung im wirtschaftlichen Kontext 

auch handlungsrelevant sein kann, zeigen unter anderem Dewenter et al. (2016). Die Ergebnisse 

legen nahe, dass die Anzahl der Autoverkäufe zumindest teilweise von der Medienberichterstat-

tung über die Automobilindustrie abhängt. 

Im politischen Kontext analysieren Bernhardt et al. (2008), D'Alessio und Allen (2000), Druckman 

und Parkin (2005), Entman (2007), Gentzkow et al. (2011) sowie Morris (2007) die Auswirkun-

gen der Medienberichterstattung auf politische Präferenzen und Wählerentscheidungen. Eine 

umfassende Analyse der Wirkung der Medienberichterstattung im politischen Kontext liefern 

Snyder und Strömberg (2010). Die Autoren stellen fest, dass Wähler in US-Regionen mit wenig 

ausgeprägter politischer Medienberichterstattung weniger in der Lage sind, ihre Abgeordneten 

zu benennen oder sie zu bewerten. Das wirkt sich auch auf die Arbeit der Politiker aus: Kongress-

abgeordnete, die nur wenig in den regionalen Medien vorkommen, sind weniger bereit, bei Kon-

gressanhörungen oder in Ausschüssen mitzuwirken.  

Die Auswirkungen der Medienberichterstattung auf Wahlen stehen im Fokus der Untersuchung 

von Enikolopov et al. (2011). Die Autoren analysieren Wahlergebnisse der Parlamentswahl im 

Jahr 1999 in russischen Regionen mit unterschiedlichem Zugang zu einem unabhängigen Fern-

sehsender. Die Autoren stellen fest, dass der Zugang zu dem unabhängigen Fernsehsender zu ei-

nem Rückgang der Stimmen für die Regierungspartei um 8,9 Prozentpunkte und zu einem Anstieg 

der Stimmen für die großen Oppositionsparteien um 6,3 Prozentpunkte führt. Die Ergebnisse sind 

vergleichbar mit denen von DellaVinga und Kaplan (2007). Die Autoren nutzen in ihrer Untersu-

chung, dass im Zeitraum 1996 bis 2000 in den USA der konservative Sender Fox News Channel 

schrittweise eingeführt wurde und stellen fest, dass die Stimmanteile für die Republikaner in den 

Städten, in denen Fox News bereits empfangen werden konnte, um 0,4 bis 0,7 Prozentpunkte hö-

her ausfallen. 

Auch im internationalen und geopolitischen Kontext spielt der Einfluss der Medien eine Rolle. So 

analysieren Eisensee und Strömberg (2007) die Auswirkungen der Medienberichterstattung über 

Naturkatastrophen auf US-Katastrophenhilfeentscheidungen. Die Autoren stellen fest, dass weni-

ger über Naturkatastrophen berichtet wird, wenn diese während Olympischen Spielen stattfinden 

und dadurch der Raum für die Berichterstattung kleiner ist. Da die US-Katastrophenhilfeentschei-

dungen zumindest zum Teil von der Medienberichterstattung abhängen, wird in der Folge auch 

weniger Katastrophenhilfe ausgezahlt. Beckmann et al. (2017) wiederum zeigen anhand der Glo-

bal Terror Database, dass ein Anstieg der Terrorzahlen nicht nur mehr internationale Medienbe-

richte zum Thema auslöst, sondern mehr Medienberichte zu Terror auch zu mehr und brutaleren 

Terrorakten führen. Dass die Medienberichterstattung im internationalen Kontext auch strate-

gisch genutzt werden kann, um Aufmerksamkeit zu erzielen oder auch zu vermeiden, zeigen 
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Durante und Zhuravskaya (2018). Die Autoren finden robuste Hinweise darauf, dass es im israe-

lisch-palästinensischen Konflikt häufiger zu israelischen Angriffen kommt, wenn die US-Nachrich-

ten von vorhersehbaren Ereignissen wie Sportgroßereignissen beherrscht werden und daher we-

niger Raum für die Berichterstattung über die Angriffe besteht.  

Die nachfolgend vorgestellten Forschungsarbeiten ergänzen die bestehende Literatur in mehrer-

lei Hinsicht: Erstens basieren sie auf großen Menge handcodierter Daten, die im Vergleich zu com-

puterlinguistischen Verfahren eine wesentlich höhere Genauigkeit gerade im Hinblick auf die Er-

fassung des thematischen Kontextes und der Tonalität der Berichterstattung aufweisen (siehe Ab-

schnitt 3). Dies ermöglicht zweitens den Einfluss der Tonalität der Berichterstattung in die Ana-

lysen einzubeziehen (siehe Abschnitt 5 und 6), was in bestehenden Studien zum Einfluss der Me-

dienberichterstattung zumeist vernachlässigt wurde.5 Da in der empirischen Medieneinflussfor-

schung die Identifikation der Effekte eine Herausforderung ist, wird in bisherigen Studien oftmals 

der Ansatz der lnstrumentvariablenschätzung genutzt: Durch den Einsatz eines Instruments wird 

die Medienberichterstattung exogen variiert und auf dieser Basis der Einfluss auf Wahrnehmung 

und Verhalten analysiert. Bisher etablierte Instrumente lassen sich grob einteilen in Großereig-

nisse, wie Sportgroßereignisse oder Naturkatastrophen, die die sonstige Berichterstattung teil-

weise verdrängen und in technisch bedingte Variationen des Zugangs zu Medien, wie bei Della-

Vinga und Kaplan (2007). Die hier vorgestellten Forschungsarbeiten führen drittens Media-Spil-

lovers als neues Instrument in die Literatur ein: Die Berichterstattung im Ausland kann einen Ein-

fluss auf die Berichterstattung im Inland haben, auch wenn die Auslandsberichte gar nichts mit 

den Geschehnissen im Inland zu tun haben (siehe Abschnitt 4.2 und 5). Schließlich wird viertens 

mit dem Political Coverage Index (PCI) eine neue auf Tonalitäten basierende Methode eingeführt, 

Medien politisch zu verorten und zu analysieren, wie Medien in Abhängigkeit von unterschiedli-

chen Regierungskonstellationen berichten, mithin ob sie ihrer Rolle als vierte Gewalt in Demokra-

tien nachkommen oder nicht (siehe Abschnitt 6). 

 

3. Vermessung der Medienberichterstattung 

Um den Einfluss der Medienberichterstattung zu untersuchen, sind die Auswahl der zu analysie-

renden Medien („Medien-Set“), die Identifikation der relevanten Berichte und die Qualität der in-

haltlichen Analyse wichtige Voraussetzungen. Dies gilt umso mehr, wenn der thematische Unter-

suchungsgegenstand komplex ist und auch Bewertungen eine Rolle spielen. Im Gegensatz zu der 

                                                             
5 Dies kritisieren u.a. Puglisi und Snyder (2015, 664).  
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Ergebnisberichterstattung z.B. in den Bereichen Wetter, Finanzen oder Sport, die heute teilweise 

bereits automatisiert erstellt werden6, gilt dies insbesondere in der politischen Berichterstattung.  

Auswahl des Medien-Sets 

Da die Auswertung der Medieninhalte sehr aufwendig sein kann, muss vor der Auswertung ein 

verfügbares und relevantes Medien-Set ausgewählt werden. Für die Auswahl können verschie-

dene Kriterien herangezogen werden. Zum einen kann die Reichweite der Medien als Kriterium 

genutzt werden, also die Anzahl der Medienkonsumenten. Darüber hinaus kann als Kriterium ge-

nutzt werden, welche Medien am meisten von anderen Medien zitiert werden,  damit den größten 

Hebel in der Medienberichterstattung besitzen und als Leitmedien angesehen werden können. In 

Deutschland sind seit Jahren die Bild-Zeitung und der Spiegel die meistzitierten Medien (siehe 

Tabelle 1). Neben den genannten Kriterien können weitere Kriterien wie Zielgruppen, Themenfo-

kus oder regionale Verbreitung herangezogen werden.  

Tabelle 1: Die 10 meistzitierte Medien in Deutschland 20187  

Rang Medium  Zitate  

1 Bild-Zeitung  1.203 

2 Spiegel  1.098 

3 New York Times 907 

4 Bild am Sonntag 895 

5 Süddeutsche Zeitung  725 

6 Handelsblatt 703 

7 FAZ 579 

8 Welt 511 

9 Wall Street Journal 492 

10 Washington Post 458 

 

Identifikation der relevanten Medienberichte 

Im Hinblick auf die Qualität der erhobenen Mediendaten spielt auch die korrekte und umfängliche 

Identifikation der relevanten Artikel eine entscheidende Rolle. Automatisierte Verfahren haben 

diesbezüglich Schwierigkeiten. So werden in bestehenden Studien häufig Newswire-Dienste wie 

                                                             
6 Siehe: F.A.Z. vom 17.04.2015: https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/medien/automatisierter-journalismus-neh-
men-roboter-allen-journalisten-den-job-weg-13542074.html (letzter Aufruf: 12.04.2019) 
7 Quelle: Kress auf Basis von Media Tenor. Basis: 26.211 Zitate in Berliner Zeitung, Bild-Zeitung, Die Welt, Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, Frankfurter Rundschau, Leipziger Volkszeitung, Süddeutsche Zeitung, taz, Tagesspiegel, ARD Ta-
gesschau und Tagesthemen, ZDF Heute und Heute Journal, Fakt, Frontal 21, Kontraste, Monitor, Panorama, Report (BR), 
Report (SWR), Börse im Ersten, Die Zeit, Focus, Spiegel, Stern, Super Illu, Bild am Sonntag, Frankfurter Allgemeine Sonn-
tagszeitung, Welt am Sonntag, Handelsblatt, Wirtschaftswoche, Capital, Manager Magazin sowie die 7-Uhr-Nachrichten 
des Deutschlandfunks. Abrufbar unter: https://kress.de/news/detail/beitrag/141850-zitate-ranking-handelsblatt-
mit-groesstem-zuwachs-bild-verdraengt-spiegel-von-platz-1.html (letzter Aufruf: 12.04.2019) 
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Reuters, Bloomberg oder Mediendatenbanken wie Factiva verwendet. Diese Quellen können al-

lerdings durch eine unzureichende Indexierung verzerrt sein, so dass nicht alle relevanten Nach-

richten bereitgestellt werden (Ehrmann & Fratzscher 2007). Eine Alternative ist die Durchsicht 

der Medien durch Analysten. Allerdings können auch hier relevante Artikel unidentifiziert blei-

ben, sodass die Kombination beider Verfahren die geringste Fehlerrate ausweist.  

Codierung der Medienberichte 

In der (sozial-)wissenschaftlichen Textanalyse stehen grundsätzlich zwei Ansätze zur Verfügung. 

Zum einen ist die Codierung durch menschliche Analysten („human coding“) nach wie vor verbrei-

tet. Zum anderen wird mit Methoden der Computerlinguistik versucht, Texte mit teil- oder voll-

automatisierten Verfahren zu erfassen. Für letztere sprechen insbesondere forschungsökonomi-

sche Gründe, denn die Codierung durch menschliche Analysten ist kostenaufwendig.  

Allerdings wird in der sozialwissenschaftlichen Literatur bislang bezweifelt, dass computerlingu-

istische Verfahren in der Lage sind, Texte inhaltlich akkurat zu erfassen. So betonen Puglisi und 

Snyder (2015, 656) die Vorteile handcodierter Daten, da automatisierte Verfahren eine wesent-

lich geringere Genauigkeit in der Erfassung insbesondere der Tonalität der Berichterstattung ha-

ben. In der Folge kann die Kodierung zum Teil deutlich von einer in einem Kodierhandbuch 

(„code-book“) vorgesehenen Kodierung abweichen. Diese Einschätzung teilen Grimmer und Ste-

wart (2013), die zu dem Ergebnis kommen, dass computerlinguistische Ansätze in Bezug auf den 

thematischen Kontext und die Tonalität eine Genauigkeit in der Textanalyse von weniger als 60-

70 Prozent erreichen. Daher schlussfolgern die Autoren, dass es derzeit noch keinen Ersatz für die 

menschliche Kodierung in der wissenschaftlichen Textanalyse gibt. Auch jüngere Beiträge bestä-

tigen diese Einschätzungen. So betonen Nelson et al. (2018) in ihrem Beitrag “The Future of 

Coding: A Comparison of Hand-Coding and Three Types of Computer-Assisted Text Analysis Me-

thods” zwar die großen Fortschritte in der Computerlinguistik. Mit Bezug auf die Inhaltsanalyse 

komplexerer Texte in den Sozialwissenschaften bezeichnen die Autoren die händische Codierung 

aber nach wie vor als den Goldstandard (Nelson et al., 2018, 4).  

Insgesamt zeigen die Beiträge, dass es in der wissenschaftlichen Textanalyse gerade im politi-

schen Kontext derzeit noch keinen vollwertigen Ersatz für die menschliche Kodierung gibt. Aller-

dings werden computerlinguistische Verfahren in den nächsten Jahren im Hinblick auf die Medi-

eninhaltsanalyse aller Voraussicht nach weiter an Qualität gewinnen. 

Verwendete Methode der Medieninhaltsanalyse in den vorgestellten Studien 
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Die in den folgenden Abschnitten vorgestellten Untersuchungen basieren auf Mediendaten von 

Media Tenor International, das Medien mit der Methode des „human coding“ auswertet.8 Die Me-

dien werden auf Basis eines verbindlichen Kodierhandbuchs kodiert. Jeder Bericht wird unter an-

derem nach Medientyp (wie Fernsehen, Print, allgemeine und Fachpresse usw.), Themen (wie Ar-

beitslosigkeit, Inflation, Ungleichheit), Personen (wie Politiker, Unternehmer, Manager, Promi-

nente) und Organisationen (wie politische Parteien, Unternehmen, Fußballvereine), Zeitreferenz 

(Zukunft, Gegenwart und Vergangenheit) und der Informationsquelle (wie Journalist, Politiker, 

Experte) kategorisiert und kodiert. Darüber hinaus wird erfasst, ob die relevanten Akteure und 

Institutionen positiv, negativ oder neutral von der Informationsquelle bewertet werden. Dabei 

wird jeder Bericht, Nachrichteneinheit für Nachrichteneinheit, kodiert. Das heißt, dass jedes Mal, 

wenn eine neue Person, eine neue Institution, ein neues Thema, eine neue Quelle etc., im Bericht 

auftaucht, eine neue Nachrichteneinheit kodiert wird.  

Dadurch, dass in den verwendeten Datensätzen zumeist sowohl die Gesamtzahl der Nachrichten-

einheiten pro Medium und Tag, als auch die Anzahl der Nachrichteneinheiten über spezifische 

Themen oder Protagonisten pro Medium und Tag vorliegen, kann der Anteil der Berichterstattung 

(„share-of-coverage“) berechnet werden, der von jedem Medium an jedem einzelnen Tag einem 

spezifischen Thema oder einem Protagonisten gewidmet wurde. 

Da jede Nachrichteneinheit als positiv, negativ oder neutral codiert wird, kann die Tonalität der 

Berichterstattung berechnet werden, mit der in einem Medium über einen Protagonisten berich-

tet wird. Die Tonalität s der Berichterstattung eines Mediums über den Protagonisten i zum Zeit-

punkt t kann definiert werden als 

𝑠𝑠𝑖𝑖,𝑡𝑡 =
𝑛𝑛𝑖𝑖,𝑡𝑡+ − 𝑛𝑛𝑖𝑖,𝑡𝑡−

𝑁𝑁𝑖𝑖,𝑡𝑡
.  

Dabei ist n+ die Anzahl der positiven Nachrichteneinheiten, n- die Anzahl der negativen Nachrich-

teneinheiten und N die Anzahl aller Nachrichteneinheiten (positiv, negativ und neutral). Je höher 

der Wert von s ist, desto positiver ist die Tonalität. 

Die Genauigkeit und Reliabilität der Kodierung wird von Media Tenor regelmäßig mit monatli-

chen Standardtests und weiteren Stichproben basierend auf dem Kodierhandbuch überprüft. So-

mit wird eine mittlere Genauigkeit über alle Codierer von 0.85 bis 0.95 erreicht.  

 

                                                             
8 Siehe: www.mediatenor.com (letzter Aufruf: 12.04.2019) 
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4. Medien und Wahrnehmung im öffentlichen Diskurs 

In Abschnitt 4 werden zwei Arbeiten unter Beteiligung des Autors zum Einfluss der Medienbe-

richterstattung auf die Wahrnehmung der Bürger vorgestellt. Diese nehmen zwei Themen unter 

die Lupe, die von besonderer Relevanz im öffentlichen Diskurs sind. 

 

4.1 Medien und Wahrnehmung von Ungleichheit  
Diermeier et al. (2017) untersuchen den Einfluss der Medienberichterstattung in Deutschland auf 

die Wahrnehmung und die Sorgen der deutschen Bevölkerung.  

4.1.1 Tatsächliche und wahrgenommene Ungleichheit 

Der Gini-Koeffzient ist das gängige Maß für die Einkommensverteilung. Erhalten alle Haushalte 

identische Einkommen, so nimmt der Gini-Koeffzient den Wert 0 an, erhält ein einziger Haushalt 

das gesamte Einkommen, so ist der Wert 1.  Betrachtet man den Gini-Koeffizienten nach Umver-

teilung durch Steuern und Sozialtransfers für Deutschland, so zeigt sich im Zeitverlauf ein unein-

heitliches Bild. Nachdem das Koeffizient in den Jahren 1995 bis 1999 nahezu unverändert bliebt, 

steigt er seit der Jahrtausendwende auf einen Höchstwert im Jahr 2005. Bis zum Jahr 2008 sinkt 

der Koeffizient wieder leicht und variiert seither rund um den Wert 0,29. Derzeit  liegt der Gini-

Koeffizient nach staatlicher Umverteilung in Deutschland etwas unterhalb des Wertes von 2005.9 

Es gibt somit kein Anzeichen einer steigenden Ungleichheit der Nettoeinkommen seit 2005.10  

Auch wenn die Einkommensungleichheit in Deutschland geringer ausfällt als in der Mehrheit der 

Industrienationen und sich in den letzten Jahren daran auch wenig geändert hat, so wird diese 

von vielen Menschen als ungerecht angesehen, und die Einkommensunterschiede werden als zu 

groß wahrgenommen. Hinweise auf die Fehlwahrnehmung der Ungleichheit gibt Niehues (2016) 

auf Basis des International Social Survey Programme (ISSP). Die Ergebnisse zeigen, dass 54,2% 

der Deutschen einen Großteil der Bevölkerung in der unteren Gesellschaftsschicht verortet. Dies 

widerspricht der tatsächlichen Einkommensverteilung deutlich: trotz unterschiedlicher Abgren-

zungen der Schichten, z.B. nach Einkommen oder Bildungsstand, kommen Untersuchungen im-

mer wieder zu dem Ergebnis, dass die meisten Menschen in Deutschland in der Mittelschicht le-

ben. Deutlich weniger Menschen leben in unteren und oberen gesellschaftlichen Schichten. Das 

Ausmaß der Ungleichheit in der deutschen Gesellschaft wird von der deutschen Bevölkerung 

demnach deutlich überschätzt. Zum Vergleich: Obwohl die Einkommensverteilung nach Steuern 

und Transfers in den USA deutlich polarisierter ist als in Deutschland, zeigen die Ergebnisse der 

                                                             
9 Die Änderungen des Gini-Koeffizienten der Nettoeinkommen seit 2005 erweisen sich allesamt als statistisch nicht 
signifikant (Niehues 2017). 
10 Dieses Ergebnis bestätigt sich auch bei Betrachtung des P90/P10- und des S80/S20-Verteilungsmaß (siehe Dier-
meier et al. (2017). 
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ISSP-Befragung für die Vereinigten Staaten, dass ein größerer Anteil der US-Bürger als der Deut-

schen glauben, dass sie in einer idealtypischen Mittelschichtgesellschaft leben. 

4.1.2 Einfluss der Medienberichterstattung 

Bei der Diskrepanz zwischen tatsächlicher und wahrgenommener Einkommensverteilung sowie 

des häufig bemühten Bildes der sich immer weiter öffnenden Einkommensschere stellt sich die 

Frage, wie es zu solchen Fehleinschätzungen kommen kann. Dabei ist weniger überraschend, dass 

Bürger die Einkommensverteilung schlecht oder gar nicht einschätzen können. Im Gegensatz zum 

beobachtbaren Konsumverhalten von Nachbarn, Kollegen oder Freunden ist die Einkommensver-

teilung der Gesamtgesellschaft keine direkt beobachtbare Größe. Was hingegen überrascht ist, 

dass die Bürger in Deutschland die Einkommensungleichheit nicht zufällig unter- und überschät-

zen, sondern systematisch zu einer Überschätzung der Ungleichheit neigen. Ein möglicher Treiber 

dieser Diskrepanz könnte die Medienberichterstattung sein.  

Mediendaten  

Das untersuchte Medien-Set umfasst sieben meinungsführende deutsche Medien, darunter Fern-

sehnachrichten (ARD Tagesschau, ARD Tagesthemen, ZDF heute, ZDF heute Journal), Zeitschriften 

(Focus, Spiegel) sowie die Bild-Zeitung. Jeder Medienbericht im Zeitraum von Januar 2001 bis De-

zember 2016 wurde entsprechend der in Abschnitt 3 beschrieben Erhebungsmethode ausgewer-

tet und codiert. Insgesamt wurden 644.443 Nachrichteneinheiten in die Analyse einbezogen. Da-

von hatten 3.523 einen Bezug zum Thema Ungleichheit.  
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Abbildung 1: Einkommensungleichheit in Deutschland und Anteil  
der Ungleichheitsberichterstattung in deutschen Medien 

 
Quelle: Media Tenor, OECD, eigene Berechnung. Hinweis: Die Abbildung stellt auch die 2016er Daten zur Berichterstattung über Ungleichheit dar, um zu 

zeigen, dass die relative Bedeutung des Themas auch nach 2015 nicht abgenommen hat. 

 

Betrachtet den Anteil der Berichterstattung zu Ungleichheit und verwandten Themen im Zeitver-

lauf, so fällt auf, dass das Medieninteresse am Thema Ungleichheit deutlich gestiegen ist (siehe 

Abbildung 1). Machten die Berichte zur Ungleichheit im Zeitraum 2001 bis 2012 durchschnittlich 

0,45 Prozent aller Medienberichte aus, so lag der Anteil ab dem Jahr 2013 im Durchschnitt bei 

0,8 Prozent. Insgesamt verdreifachte sich zwischen 2001 und 2015 der Anteil an Berichten zum 

Thema Ungleichheit. Bemerkenswert ist, dass auch ab dem Jahr 2005 der Anteil der Berichterstat-

tung zum Thema Ungleichheit nahezu kontinuierlich gestiegen ist, auch wenn sich weder die Un-

gleichheit vor noch nach staatlicher Umverteilung wesentlich verändert hat.   
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Um die Wirkung der Medienberichterstattung zu Ungleichheit auf die Wahrnehmung und Sorgen 

der Bürger zu untersuchen, nutzen Diermeier et al. (2017) Daten des deutschen Sozio-ökonomi-

schen Panels (SOEP)11 zwischen 2001 und 2015. Grundsätzlich handelt es sich beim SOEP um eine 

jährliche Befragung. Die Interviews finden aber zufällig über das Jahr verteilt statt und Datum und 

Zeitpunkt des Interviews sind Teil des Datensatzes. Auf diese Weise können individuelle Antwor-

ten auf Tagesbasis mit der Medienberichterstattung verknüpft werden. 

Diermeier et al. (2017) fokussieren insbesondere auf zwei Fragen aus dem SOEP. Zunächst wird 

der Einfluss der Medienberichterstattung zur Ungleichheit auf die wirtschaftlichen Sorgen der Be-

völkerung untersucht. Konkret werden die Antworten auf folgende SOEP-Frage in die Analyse ein-

bezogen: „Wie ist es mit den folgenden Gebieten – machen Sie sich da Sorgen? ... – um die allge-

meine wirtschaftliche Entwicklung“. Die Antwortmöglichkeiten sind: „Große Sorgen“, „Einige Sor-

gen“ und „Keine Sorgen“.  

Mit der 2015er-Welle des SOEP wurde eine gesonderte Frage nach der Zufriedenheit der Inter-

viewten mit der sozialen Gerechtigkeit in die Umfrage aufgenommen. Konkret lautet die SOEP-

Frage: „Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig mit den folgenden Bereichen Ihres Lebens? … – mit 

der Verwirklichung der sozialen Gerechtigkeit in Deutschland?“ Die Antworten können auf einer 

Skala von 0 ("völlig unzufrieden") bis 10 ("vollständig zufrieden“) gegeben werden.  

Die zweite Frage ermöglicht zusätzlich einen Fokus auf die ungleichheitsbezogene Zufriedenheit 

der Bevölkerung. Darüber hinaus wurden folgende personenbezogenen Daten als Kontrollvariab-

len in die Analyse einbezogen: Haushaltsnettoeinkommen, Anzahl der Kinder, Familienstand, 

Konfession und Berufsstatus. Insgesamt gehen Antworten von 30.700 Personen in die Analyse ein. 

Das entspricht im gesamten Beobachtungszeitraum 303.100 Beobachtungen.12 

Ergebnis 1: Kurzfristige Verunsicherung der Bevölkerung im Hinblick auf wirtschaftliche Sorgen 

Um den Einfluss der Medienberichterstattung auf die Sorgen der Bevölkerung zu analysieren, 

schätzen Diermeier et al. (2017) auf Basis der Panel-Daten ein Logit-Regressionsmodell mit fixen 

Effekten auf Ebene der Individuen in verschiedenen Spezifikationen. Die abhängige Variable sind 

die Sorgen der Bevölkerung. Die Variable hat eine binäre Ausprägung und nimmt den Wert 1 an, 

wenn sich die Befragten „große Sorgen" oder "einige Sorgen" machen und den Wert 0, wenn sich 

die Befragten „keine Sorgen" machen. Die unabhängige Variable ist der Anteil der Berichterstat-

tung zur Ungleichheit und verwandten Themen. 

                                                             
11 Das SOEP besteht seit 1984 und ist die größte und am längsten laufende Langzeitstudie in Deutschland. Aktuell 
werden jedes Jahr rund 30.000 Personen in etwa 15.000 Haushalten befragt. Dadurch können langfristige gesell-
schaftliche Trends und auch die gruppenspezifische Entwicklung, z.B. unter Älteren oder Jüngeren, Frauen oder Män-
ner, mehr oder weniger Gebildete, gut analysiert werden. 
12 Für eine ausführliche Darstellung der empirischen Identifikationsstrategie und der Ergebnisse der ökonometri-
schen Untersuchung siehe Diermeier et al. (2017). 
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Die Ergebnisse zeigen, dass sich eine stärkere Berichterstattung ab einem Zeitraum von drei auf-

einanderfolgenden Tagen vor dem jeweiligen Interview signifikant negativ auf die Sorgen der Be-

fragten auswirkt. Liegt der Anteil der Berichterstattung zur Ungleichheit in einer Woche um einen 

Prozentpunkt höher, so erhöht sich die Wahrscheinlichkeit um rund 4 Prozent, dass ein Befragter 

bzw. eine Befragte angibt, sich Sorgen um die wirtschaftliche Lage zu machen.  

Ergebnis 2: Weniger Zufriedenheit mit der Verwirklichung der sozialen Gerechtigkeit 

Da für die Frage zur Zufriedenheit mit der Verwirklichung der sozialen Gerechtigkeit keine Zeit-

reihe verfügbar ist, stützt sich dieser Teil der Untersuchung auf ein Querschnittsregressionsdes-

ign. Die abhängige Variable ist nun die Zufriedenheit mit der Verwirklichung der sozialen Gerech-

tigkeit. Die unabhängige Variable ist wiederum der Anteil der Berichterstattung zur Ungleichheit 

und verwandten Themen.  

Die Ergebnisse zeigen, dass die Befragten weniger zufrieden mit der Verwirklichung der sozialen 

Gerechtigkeit sind, wenn vor ihrem Interview intensiver über Ungleichheit berichtet wurde. Steigt 

der Anteil der wöchentlichen Berichterstattung über Ungleichheit und verwandte Themen um ei-

nen Prozentpunkt, so verschiebt sich die Bewertung der Befragten auf einer 10-Punkte-Skala um 

0,11 Punkte hin zu „weniger Zufriedenheit mit der sozialen Gerechtigkeit“. Erhöht sich aber der 

Anteil der Inlandsberichterstattung zu Ungleichheitsthemen im engeren Sinne (z.B. „Einkom-

mensschere“), dann ist der Einfluss der Medienberichterstattung auf die Unzufriedenheit sogar 

beinahe doppelt so groß.  

 

4.2 Medien und Wahrnehmung von Zuwanderung  
Ein besonders intensiv diskutiertes Thema in der öffentlichen Debatte ist das Thema Zuwande-

rung. Auf dem Höhepunkt der Flüchtlingskrise im Jahr 2015 gingen in den Ländern der Europäi-

schen Union mehr als 1,5 Millionen Asylanträge ein. Die massive Zuwanderung hat auch Auswir-

kungen auf die Sorgen der Bevölkerung, die Haltung gegenüber Ausländern und auch den Aufstieg 

rechter Parteien (Halla et al. 2017). 

Benesch et al. (2019) untersuchen vor diesem Hintergrund den Einfluss der Medienberichterstat-

tung auf die Migrationssorgen der Bevölkerung. Allerdings kann bei dieser Forschungsfrage die 

Identifikation der Effekte problematisch sein, da die reine Koinzidenz von intensiverer Berichter-

stattung und größeren Migrationssorgen der Bevölkerung verschiedene Gründe haben kann: So 

können Medien intensiver über Migration berichten, weil sich die Bevölkerung größere Sorgen 

macht oder die Bevölkerung macht sich größere Sorgen, weil die Medien intensiver über Migra-

tion berichten oder beide, Sorgen der Bevölkerung und Medienberichterstattung, reagieren unab-
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hängig voneinander auf den Zustrom von Migranten. Daher nutzen Benesch et al. (2019) Schwei-

zer Referenden mit Migrationsbezug als Instrument zur exogenen Variation der deutschen Medi-

enberichterstattung.  

4.2.1 Media-Spillovers über Ländergrenzen  

In der Schweiz werden Legislativvorschläge des Parlaments nicht direkt in Gesetze umgewandelt 

(Portmann et al. 2012, Hessami 2016). Jede Verfassungsänderung unterliegt einem Referendum. 

Darüber hinaus können Bürger einen Volksentscheid vor dem Erlass von Gesetzen verlangen oder 

selbst Verfassungsänderungen durch eine Volksinitiative vorschlagen. Hierzu müssen innerhalb 

von 100 Tagen 50.000 Unterschriften (Referendum) oder innerhalb von 18 Monaten 100.000 Un-

terschriften (Initiative) gesammelt werden. 

Der Prozess eines Referendums wird in der Regel von viel Aufmerksamkeit der Schweizer Medien 

begleitet und die Ergebnisse der Referenden werden zum Teil auch in den Medien der Nachbar-

länder berichtet. Abbildung 2 zeigt die durchschnittliche Anzahl der täglichen Berichte über Mig-

ration in ausgewählten deutschen Medien in den Tagen vor und nach den Schweizer Referenden 

mit Migrationsbezug.13 Die Berichterstattung über Einwanderungsfragen erhöht sich am Tag der 

Abstimmungen und am Folgetag um durchschnittlich 5,7 Berichte pro Tag. Der Anteil der Medi-

enberichte zu Migrationsfragen wiederum steigt an diesen beiden Tagen um 3,3 Prozentpunkte 

im Vergleich zu den übrigen Tagen in den zwei Wochen rund um die Referenden.  

Abbildung 2: Anzahl der Berichte zur Migration in deutschen Medien vor und nach  
einem Schweizer Referendum mit Migrationsbezug  

 

                                                             
13 Die betrachteten Medien sind in Abschnitt 4.2.2 aufgelistet.  
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Somit zeigen sich, zumindest zum Migrationsthema, Hinweise auf Media-Spillovers über Länder-

grenzen zwischen der Schweiz und Deutschland. Diese nutzen Benesch et al. (2019) als Instru-

ment, also als exogene Variation der deutschen Medienberichterstattung.14  

Nun könnte eingewendet werden, dass der Zeitpunkt der Schweizer Referenden nicht unabhängig 

ist von Problemlagen in Deutschland ist, z. B. weil Flüchtlingsströme gleichzeitig beide Nachbar-

länder betreffen. Davon ist hier allerdings nicht auszugehen. Referenden in der Schweiz sind ein 

langwieriger Prozess. In der Regel vergehen mehrere Monate bis Jahre zwischen der Initiierung 

eines Referendums und der tatsächlichen Abstimmung. Im Fall der hier betrachteten Referenden 

sind es bis zu 33 Monate. Zudem finden die Abstimmungsentscheidungen viermal im Jahr zu vor-

bestimmten Terminen statt und die Zuteilung zu diesen Terminen folgt einer Reihe von Verwal-

tungsvorschriften. Daher sind die Zeitpunkte der Referenden unabhängig von tagesaktuellen Ent-

wicklungen in der Schweiz selbst und sicher von tagesaktuellen Entwicklungen in Deutschland, 

von denen die Befragten im SOEP betroffen sind. 

4.2.2 Einfluss der Medienberichterstattung 

Benesch et al. (2019) untersuchen nun den Einfluss der Medienberichterstattung auf die Migrati-

onssorgen der deutschen Bevölkerung, indem sie die durch Schweizer Referenden bedingte exo-

gene Variation der deutschen Medienberichterstattung mit den im SOEP geäußerten Migrations-

sorgen verknüpfen.  

Mediendaten 

Das Medien-Set besteht aus 26 verschiedenen meinungsführenden Medien aus Deutschland, da-

runter eine private TV-Nachrichtensendung, vier öffentlich-rechtliche TV-Nachrichtensendungen, 

zwölf öffentlich-rechtliche politische Fernsehmagazine, eine öffentlich-rechtliche Rundfunknach-

richtensendung, eine Tageszeitung, zwei Wirtschaftszeitschriften  sowie fünf Wochenzeitschrif-

ten.15 

Im Zeitraum von Januar 2009 bis Dezember 2014 wurden sämtliche Medienberichte entspre-

chend der in Abschnitt 3 beschrieben Erhebungsmethode ausgewertet und kodiert. Insgesamt bil-

den 363.408 Nachrichten die Grundlage der Analyse. 3.369 davon berichteten (a) von Ausländern 

und Migranten als Protagonisten (z.B. Asylsuchende, Ausländer, Migranten oder Flüchtlinge) 

                                                             
14 Adäquate Instrumente müssen zwei Hauptanforderungen erfüllen: Das Instrument muss stark mit der erklärenden 
Variablen korreliert sein („relevance“) und das Instrument darf nicht mit dem Störterm korreliert sein („exclusion rest-
riction“). Zudem wurden weitere statistische Tests („underidentiflcation", "weak identification') nach Stock und Yogo 
(2005) durchgeführt. Die Schwellenwerte legen nahe, dass das Instrument adäquat ist. Siehe hierzu Benesch et al 
(2019). 
15 Konkret umfasst Medien-Set RTL aktuell, Tagesthemen (ARD), Tagesschau (ARD), heute (ZDF), heute journal (ZDF), 
Fakt (MDR), Frontal 21 (ZDF), Kontraste (SFB), Monitor (WDR), Panorama (NDR), Plusminus (ARD), Report (BR), Re-
port (SWR), WISO (ZDF), Bericht aus Berlin (ARD), Berlin direkt (ZDF), Börse vor Acht (ARD), 7 Uhr-Nachrichten 
(Deutschlandfunk), Bild, Bild am Sonntag (BamS), Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung (FAS), Focus, Spiegel, Welt 
am Sonntag (WamS), Capital und Manager Magazin.  
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und/oder behandelten (b) Themen wie Migration, Asyl und verwandte Themen (z.B. Asyl, Men-

schenhandel, Migration oder Menschenschmuggel). 

Umfragedaten  

Wie bereits in der in Abschnitt 4.1 vorgestellten Untersuchung von Diermeier et al. (2017) ver-

wenden Benesch et al. (2019) die Einstellungen und Sorgen aus dem deutschen Sozioökonomi-

schen Panel (SOEP). Dabei werden insbesondere die Antworten auf die Frage „Wie besorgt sind 

Sie über die folgenden Themen? ... Einwanderung nach Deutschland“ als abhängige Variable be-

trachtet.16 Der Analysezeitraum erstreckt sich von 2009 bis 2014. Dabei werden die individuellen 

Antworten der jährlichen SOEP-Umfrage über das Datum der Interviews auf Tagesbasis mit der 

Medienberichterstattung verknüpft. Die Gesamtstichprobe umfasst 35.211 Personen mit insge-

samt 118.066 Beobachtungen.  

Ergebnis: Nicht vernachlässigbarer Einfluss der Medien auf die Migrationssorgen   

Um den Einfluss der Medienberichterstattung zur Migration auf die Sorgen der Bevölkerung zu 

analysieren, nutzen Benesch et al. (2019) Panel-Schätzungen mit fixen Effekten auf Ebene der In-

dividuen in verschiedenen Spezifikationen. Die Ergebnisse zeigen positive und statistisch signifi-

kante Zusammenhänge zwischen der Medienberichterstattung am Tag vor dem Interview und 

den Einwanderungssorgen. Der Zusammenhang bleibt auch robust, wenn die Medienberichte 

zwar das Thema Einwanderung behandeln, Migranten aber nicht die handelnden Protagonisten 

sind. Allerdings haben Nachrichten mit Migranten als Protagonisten einen stärkeren Einfluss auf 

die Einwanderungssorgen. Die Tonalität der Berichte über Migranten ist hingegen weniger ent-

scheidend.  

Die Verwendung der Instrumentenvariablenstrategie mit den Schweizer Referenden zeigt einen 

deutlichen Zusammenhang zwischen dem Anteil der Medienberichterstattung mit Migrationsbe-

zug am Tag vor dem Interview und den Einwanderungssorgen. Die Koeffizienten für die instru-

mentierte Medienberichterstattung sind in den Schätzungen mit individuellen fixen Effekten po-

sitiv und statistisch signifikant. Die Ergebnisse können nun kausal interpretiert werden. Eine exo-

gen bedingte Zunahme des Anteils der Berichterstattung über Migration in deutschen Medien um 

10 Prozentpunkte erhöht die in der SOEP-Umfrage genannten Einwanderungssorgen auf einer 

Drei-Punkte-Skala um 0,13 Punkte. Im Vergleich zwischen einzelnen Personengruppen fallen die 

Effekte bei Frauen, älteren Personen und Nicht-Berufstätigen besonders kräftig aus.  

 

                                                             
16  Zur Betrachtung möglicher Wechselwirkungen untersuchen Benesch et al. (2019) zudem die Sorgen um Arbeitslo-
sigkeit, Fremdenfeindlichkeit und Kriminalität. 
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5. Medien und Wahlabsichten 

Nun stellt sich die Frage, ob die Medien lediglich die Wahrnehmung und Sorgen beeinflussen oder 

auch Handlungen auslösen bzw. zumindest Handlungsabsichten induzieren können. Hinweise da-

für, dass die Medienberichterstattung z.B. Wahlergebnisse beeinflussen können, zeigen unter an-

derem Enikolopov et al. (2011) sowie DellaVinga und Kaplan (2007).17 In dieser Tradition unter-

suchen Dewenter et al. (2019b) den Zusammenhang zwischen der Politikberichterstattung und 

den politischen Präferenzen der Bevölkerung. Im Gegensatz zu den genannten Untersuchungen 

analysieren die Autoren nicht die Auswirkungen des Zugangs zu bestimmten Medien, sondern den 

Einfluss der Tonalität der Berichterstattung über politische Parteien und Politiker.  Damit greifen 

Dewenter et al. (2019b) u.a. den Hinweis von Puglisi und Snyder (2015, 664) auf, dass in beste-

henden Studien zum Einfluss der Medienberichterstattung die Tonalität der Berichterstattung 

häufig vernachlässigt wird.  

5.1 Kurzfristige Wahlabsichten und langfristige Parteineigung 
Um den Einfluss der Medienbeichterstattung auf die Wahlabsichten und auf die grundsätzliche 

Parteineigung zu untersuchen, verwenden Dewenter et al. (2019b) zum einen Mediendaten und 

zum anderen Daten aus der Politbarometer-Umfrage der Forschungsgruppe Wahlen.  

Mediendaten  

Das Medien-Set besteht aus 35 verschiedenen Medienunternehmen aus Deutschland: drei  private 

TV-Nachrichtensendungen, vier öffentlich-rechtliche TV-Nachrichtensendungen, elf  öffentlich-

rechtliche TV-Politikmagazine, sieben Tageszeitungen und zehn Sonntagszeitungen bzw. Zeit-

schriften.18 Im  Zeitraum von Februar 1998 bis Dezember 2012 wurden insgesamt 10.105.239 

Nachrichten zu politischen Parteien und/oder Politikern ausgewertet.  

Die Analyse konzentriert sich auf die Unionsparteien Christlich Demokratische Union und Christ-

lich Soziale Union (CDU/CSU), die Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), die Freie De-

mokratische Partei (FDP) sowie auf die Grünen. 9.451.032 Nachrichten entfielen auf diese Par-

teien. Die Medienberichte wurden entsprechend der in Abschnitt 3 beschrieben Erhebungsme-

thode ausgewertet und kodiert.  

 

                                                             
17 Die Ergebnisse der Arbeiten von Enikolopov et al. (2011) sowie DellaVinga und Kaplan (2007) sind in Abschnitt 2 
näher vorgestellt 
18 Konkret umfasst Medien-Set RTL aktuell, Sat.1 News, ProSieben News, Tagesthemen (ARD), Tagesschau (ARD), heute 
(ZDF), heute journal (ZDF), Fakt (MDR), Frontal 21 (ZDF), Kontraste (SFB), Monitor (WDR), Panorama (NDR), Plusmi-
nus (ARD), Report (BR), Report (SWR), WISO (ZDF), Bericht aus Berlin (ARD), Berlin direkt (ZDF), Bild, Berliner Zeitung, 
Die Welt, Die Tageszeitung (taz), Frankfurter Allgemeine Zeitung, Frankfurter Rundschau, Süddeutsche Zeitung, Bild 
am Sonntag, Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, Focus, Spiegel, Welt am Sonntag, Stern, Super Illu, Die Woche, 
Rheinischer Merkur und Die Zeit. 
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Umfragedaten  

Die Daten zu politischen Präferenzen stammen aus der Politbarometer-Umfrage. Die Politbaro-

meter-Umfrage eine wiederholte Querschnittsbefragung. Die Daten werden per Telefoninterview 

(CATI) mit standardisierten Fragebögen erhoben. Jeden Monat werden rund 1.700 Interviews ge-

führt. 

Dewenter et al. (2019b) nutzen die Umfragen von Februar 1998 bis Dezember 2012. Für die Ana-

lyse werden die Fragen nach den Wahlabsichten der Befragten und der grundsätzlichen Partein-

eigung verwendet. Die Wahlabsichten sind ein Indikator für die kurzfristigen politischen Präfe-

renzen. Eine grundsätzliche Neigung zu einer Partei bedeutet nicht notwendigerweise, dass diese 

Person auch immer für diese Partei stimmt. So können aktuelle Einflussfaktoren wie die derzeitige 

Leistung der Regierung oder auch die Medienberichterstattung Einfluss auf die Wahlabsicht und 

das Wahlverhalten haben. Die längerfristige grundsätzliche Parteineigung  hängt weniger von den 

aktuellen Geschehnissen ab, sondern besteht eher aufgrund einer generellen und dauerhaften 

Übereinstimmung mit der inhaltlichen Ausrichtung der Partei oder aufgrund familiärer Tradition. 

Darüber hinaus verwenden die Autoren eine Vielzahl weiterer Variablen aus der Politbarometer-

Umfrage, um für soziodemografische Merkmale zu kontrollieren. 

5.2 Einfluss der Medienberichterstattung  
Bei der empirischen Analyse des Einflusses der Medienberichterstattung auf die Wahlabsichten 

kann es zu verschiedenen Schwierigkeiten bei der Identifikation der Effekte kommen. So kann die 

Koinzidenz einer negativeren Berichterstattung zu einer Partei und geringeren Wahlabsichten da-

rin begründet sein, dass die Medien über die nachlassenden Wahlabsichten, z.B. ausgedrückt in 

Wahlumfragen, berichten oder die Medien den Stimmungswechsel in ihrer Leserschaft antizipie-

ren und entsprechend die Berichterstattung nach den (vermuteten) Präferenzen anpassen. Es 

kann aber auch sein, dass die Wahlabsichten zu einer Partei sinken, da die Medien negativer über 

sie berichten oder dass beide, Wahlabsichten und Berichterstattung, sich eintrüben, da z.B. die 

Leistung der Regierungspartei nachlässt. 

Daher verwenden auch Dewenter et al. (2019b) die Methode der Instrumentvariablenschätzung.  

Hierzu wird die Tonalität internationaler Medienberichte über die Bankenbranche verwendet, um 

die Berichterstattung über Politiker und politische Parteien in inländischen Medien zu instrumen-

tieren. Dabei besteht ein statistisch signifikanter Zusammenhang zwischen der internationalen 

Medienberichterstattung über die Bankenbranche und der Tonalität der Berichterstattung über 

Parteien in deutschen Medien. Es scheint so zu sein, dass sich Journalisten, die im Gegensatz zur 

Bevölkerung oft auch internationale Medien konsumieren und Nachrichten über internationale 
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Agenturdienste erhalten, nicht von dieser Berichterstattung frei machen können, auch wenn sie 

über ganz andere Themen wie die deutsche Innenpolitik berichten.19  

Nun könnte eingewendet werden, dass die nationale Berichterstattung zu Politikern und Parteien 

deshalb auf die internationale Bankenberichterstattung reagiert, weil den deutschen Politikern 

die internationale Bankenregulierung zugerechnet wird. Würden die Wähler in der Folge mit ver-

änderten Wahlabsichten reagieren, so wären diese nicht unabhängig von der internationalen Be-

richterstattung über Banken und das Instrument müsste verworfen werden. 

Dies scheint aber nicht der Fall zu sein. Zum einen konsumiert nur ein geringer Teil der deutschen 

Bevölkerung internationale Medien. Zum anderen werden Regelungen zur Bankenregulierung in 

erster Linie international beschlossen, z.B. im Basler Ausschuss für Bankenaufsicht, und durch 

entsprechende Umsetzungsrichtlinien auf europäischer Ebene implementiert. So unterscheiden 

die Bürger zwischen einer Regulierung des Bankensektors auf internationaler Ebene und den auf 

nationaler Ebene handelnden Politikern. Hinweise hierfür liefert auch eine repräsentative Um-

frage des Instituts für Demoskopie Allensbach (2013) zur Finanzkrise, nach der 68 Prozent der 

Befragten die unzureichende internationale Regulierung als Hauptgrund für die Finanzkrise be-

trachten. Im Gegensatz dazu sehen nur 11 Prozent die nationale Politik der Bundesregierung als 

Hauptursache. 

Ergebnis: Einfluss der Medien auf die Wahlabsichten, aber nicht auf die Parteineigung  

Die Ergebnisse der Schätzungen zeigen einen positiven Effekt einer exogen verbesserten Tonalität 

der Berichterstattung über eine Partei auf die Wahlabsichten. Zum Beispiel wirkt sich eine positi-

vere oder weniger negative Berichterstattung über die CDU/CSU positiv auf die Wahlabsichten 

aus. Die Koeffizienten sind auch für die SPD und die FDP statistisch signifikant und positiv, für die 

Grünen hingegen insignifikant. 

Wendet man dieselben Schätzungen auf die grundsätzliche Parteineigung an, die als längerfristige 

politische Präferenzen interpretiert werden kann, so wird der Zusammenhang für die CDU/CSU 

und die SPD insignifikant.20 Dies ist wenig überraschend, da die grundsätzliche Parteineigung als 

relativ stabil angenommen werden kann. Sie wird weniger durch Medienberichterstattung als 

durch eine weitergehende Übereinstimmung der eigenen Einstellungen mit dem Parteiprogramm 

oder auch durch die Familientradition bestimmt.  

                                                             
19 Adäquate Instrumente müssen zwei Hauptanforderungen erfüllen: Das Instrument muss stark mit der erklärenden 
Variablen korreliert sein („relevance“) und das Instrument darf nicht mit dem Störterm korreliert sein. („exclusion 
restriction“). Zudem wurden weitere statistische Tests („underidentiflcation", "weak identification') nach Stock und 
Yogo (2005) durchgeführt. Die Schwellenwerte legen nahe, dass das Instrument adäquat ist. Siehe hierzu Dewenter et 
al (2019b). 
20 Lediglich für die FPD wird ein signifikanter Zusammenhang zwischen der exogen verbesserten Berichterstattung und 
der grundsätzlichen Parteineigung sichtbar. Die Ergebnisse für die Grünen sind wie bereits bei den Wahlabsichten in-
signifikant.  
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6. Medien als vierte Gewalt 

Kommen wir zurück zu den Medien als Institution in Demokratien: Werden sie ihrer Rolle als 

vierte Gewalt gerecht? Um diese Frage zu beantworten, entwickeln Dewenter el al. (2019a) zu-

nächst einen Political Coverage Index (PCI), mit dem sich die Leitmedien in Deutschland anhand 

ihrer politischen Berichterstattung empirisch robust in ein eindimensionales politisches Spekt-

rum einordnen lassen. Anhand der Variation der Positionierung der Medien im Zeitverlauf analy-

sieren die Autoren sodann, ob die Medien eher zu einer positiveren oder einer negativeren Be-

richterstattung über die Regierungspartei neigen. 

6.1 Politische Verortung von Medien 
Mediendaten 

Das Medien-Set besteht aus 35 verschiedenen Medienunternehmen aus Deutschland: drei private 

TV-Nachrichtensendungen, vier öffentlich-rechtliche TV-Nachrichtensendungen, elf öffentlich-

rechtliche TV-Politikmagazine, sieben Tageszeitungen und zehn Sonntagszeitungen bzw. Zeit-

schriften.21 Insgesamt wurden im Zeitraum von Februar 1998 bis Dezember 2012 10.105.165 

Nachrichten in die Analyse einbezogen, von denen 7.203.351 Nachrichten auf die Christlich De-

mokratische Union und auf die Christlich Sozialen Union (CDU/CSU) sowie auf die Sozialdemo-

kratische Partei Deutschlands (SPD) entfallen. Die überwiegende Mehrheit der Berichte kon-

zentriert sich dabei auf die Bundesebene in Deutschland, da im Medien-Set überwiegend die Leit-

medien auf nationaler und nicht auf regionaler Ebene vertreten sind. 

Um die politische Positionierung der Medien zu untersuchen, nutzen Dewenter et al. (2019a) die 

Tonalität der Berichterstattung über die CDU/CSU und über die SPD je Monat und Medium und 

berechnen die Differenz zwischen den beiden Werten. Der Political Coverage Index (PCI) für Me-

dium i in Monat t ergibt sich demnach als: 

𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑖𝑖,𝑡𝑡 = 𝑠𝑠𝑖𝑖,𝑡𝑡
𝐶𝐶𝐶𝐶𝐶𝐶/𝐶𝐶𝐶𝐶𝐶𝐶 − 𝑠𝑠𝑖𝑖,𝑡𝑡𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆 

Dabei ist si,t
CDU/CSU die Tonalität der Berichterstattung zur CDU/CSU in Medium i und Monat t. 

Diese kann Werte von -1 (alle Berichte sind negativ) bis +1 (alle Berichte sind positiv) annehmen. 

Entsprechend ist si,tSPD die Tonalität der Berichterstattung zur SPD in Medium i und Monat t. Der 

𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑖𝑖,𝑡𝑡 kann entsprechend Werte zwischen -2 (alle Berichte zur CDU/CSU negativ und alle Berichte 

                                                             
21 Konkret umfasst Medien-Set diesmal RTL aktuell, Sat.1 News, ProSieben News, Tagesthemen (ARD), Tagesschau 
(ARD), heute (ZDF), heute journal (ZDF), Fakt (MDR), Frontal 21 (ZDF), Kontraste (SFB), Monitor (WDR), Panorama 
(NDR), Plusminus (ARD), Report (BR), Report (SWR), WISO (ZDF), Bericht aus Berlin (ARD), Berlin direkt (ZDF), Bild, 
Berliner Zeitung, Die Welt, Die Tageszeitung (taz), Frankfurter Allgemeine Zeitung, Frankfurter Rundschau, Süddeut-
sche Zeitung, Bild am Sonntag, Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, Focus, Spiegel, Welt am Sonntag, Stern, Super 
Illu, Die Woche, Rheinischer Merkur und Die Zeit. 
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zur SPD positiv) und +2 (alle Berichte zur CDU/CSU positiv und alle Berichte zur SPD negativ) 

annehmen.  

Die Ergebnisse des PCI für den Zeitraum Februar 1998 bis Dezember 2012 sind in Abbildung 3 

dargestellt. Die 35 Medien verteilen sich in einer Bandbreite von PCI-Werten von -0,07 bis 0,14. 

Negative PCI-Werte bedeuten, dass das Medium weniger kritisch über die SPD berichtet als über 

die CDU/CSU. Positive PCI-Werte bedeuten wiederum, dass das Medium weniger kritisch über die 

CDU/CSU berichtet als über die SPD. Insgesamt ist die Verteilung etwas rechtsschief. Wenn man 

bedenkt, dass der PCI Werte von -2 bis 2 annehmen kann, beschränkt sich die Streuung auf einen 

relativ kleinen Bereich.22 Dennoch zeigt der PCI eine politische Verortung der Medien, die vielfach 

den subjektiven Einschätzungen entsprechen dürfte. 

Am weitesten links von der 0-Linie liegt das politische Fernsehmagazin Monitor, welches von in 

der ARD ausgestrahlt wird. Es folgen unter anderem der Report aus Mainz (SWR), die Tageszei-

tung taz und der Spiegel mit negativen PCI-Werten. Rechts der 0-Linie finden sich unter anderem 

die Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), die Bild-Zeitung oder der Rheinische Merkur. Am wei-

testen rechts der 0-Linie liegt das politische Fernsehmagazin Report München, das ebenfalls in 

der öffentlich-rechtlichen ARD ausgestrahlt wird. 

Abbildung 3: Politische Verortung von Medien in Deutschland,  
Political Coverage Index (PCI), Februar 1998 – Dezember 2012 

 

                                                             
22 In Dewenter el al (2019a) bilden wir zudem einen gewichteten PCI, der neben der Tonalität der Berichterstattung 
auch den Anteil der Berichterstattung zu CDU/CSU und SPD berücksichtigt. Die Ergebnisse bleiben sehr ähnlich. 
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Regierungskoalitionen und Variation der politischen Positionierung im Zeitverlauf 

In einem weiteren Schritt wird nun die politische Positionierung im Zeitverlauf betrachtet. Hier-

bei hat es im Untersuchungszeitraum folgende Regierungskoalitionen auf Bundesebene gegeben:  

o 11/1994-10/1998:  CDU/CSU & FDP I  

o 10/1998-10/2002:  SPD & Grüne I  

o 10/2002-10/2005:  SPD & Grüne II  

o 10/2005-10/2009: CDU/CSU & SPD 

o 10/2009-10/2013:  CDU/CSU & FDP II 

In Abbildung 4 werden beispielhaft die PCI-Werte für ausgewählte TV-Nachrichtensendungen 

dargestellt. Die vertikalen Linien stellen den Beginn einer neuen Regierungskoalition dar, die ho-

rizontalen Linien den durchschnittlichen PCI-Wert innerhalb einer Regierungsperiode.  

Abbildung 4: Regierungskoalitionen und Variation der politischen Positionierung im Zeitverlauf,  
PCI-Werte ausgewählter TV-Nachrichtensendungen 

 
Hinweis: Die vertikalen Linien stellen den Beginn einer neuen Regierungskoalition dar, die horizontalen Linien den durchschnittlichen 
PCI-Wert innerhalb einer jeden Regierungsperiode. 

Es zeigt sich, dass zum Beispiel beim heute journal (ZDF) zu Zeiten der beiden rot-grünen Koaliti-

onen der PCI-Wert im Durchschnitt leicht positiv ist. Das bedeutet, dass in diesem Zeitraum kriti-

scher zur SPD als zur CDU/CSU berichtet wurde. Zu Zeiten der großen Koalition von CDU/CSU und 

SPD liegt der durchschnittliche PCI-Wert nahezu exakt bei 0, was bedeutet, dass über CDU/CSU 

und SPD ähnlich kritisch berichtet wurde. Während der Koalition von CDU/CSU und FDP nimmt 

der durchschnittliche PCI hingegen deutlich negative Wert an, was bedeutet, dass im heute journal 

(ZDF) in diesem Zeitraum wesentlich kritischer über die CDU/CSU berichtet wurde als über die 
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SPD. Ein ähnliches Bild zeigt sich auch für die Tagesschau (ARD). Bei den SAT1 News ist hingegen 

kaum Variation des durchschnittlichen PCI zu beobachten. RTL aktuell berichtet wiederum in den 

Zeiten der rot-grünen Koalitionen Regierungen und der großen Koalition im Durchschnitt nahezu 

gleich kritisch über CDU/CSU und SPD. Während der Koalition von CDU/CSU und FDP nimmt der 

PCI hingegen auch bei RTL aktuell deutlich negative Werte an. 

6.2 Regierungsbonus oder -malus in der Berichterstattung 
Eine erste Betrachtung der Variation der politischen Positionierung von ausgesuchten Medien im 

Zeitverlauf anhand von Abbildung 4 hat bereits erste Hinweise darauf gegeben, dass deutsche Me-

dien auf Bundesebene in der Tendenz eher regierungskritisch berichten. 

Dies wird nun mit Hilfe von Panelschätzungen mit fixen Effekten eingehender untersucht. Hierzu 

wird die Berichterstattung in sämtlichen 35 Medien über den gesamten Zeitraum von Februar 

1998 bis Dezember 2012 betrachtet und für jede der in Abschnitt 6.1 genannten Regierungskoa-

litionen ein Dummy gesetzt, der den Wert 1 annimmt, wenn die jeweilige Koalition im Amt war.  

Die Ergebnisse bestätigen im Wesentlichen die ersten Hinweise im vorherigen Abschnitt. Die Ko-

effizienten sind für SPD & Grüne-Koalitionen statisch signifikant und positiv. Ist eine rot-grüne 

Koalition an der Regierung, so berichten Medien etwas kritischer über die SPD als über die 

CDU/CSU. Betrachtet man die Koalitionen SPD & Grüne I und II getrennt, so ist der Koeffizient der 

zweiten Koalition SPD & Grüne II deutlich größter als bei SPD & Grüne I. Dies mag zum einen in 

einem grundsätzlichen Trend zu einer kritischeren Berichterstattung bei andauernder Amtszeit 

zu tun haben. Zum anderen brachte SPD-Bundeskanzler Gerhard Schröder gerade in der zweiten 

Amtszeit von SPD und Grünen (SPD & Grüne II) mit der Agenda 2010 ein Reformpaket auf den 

Weg, das hinsichtlich des Arbeitsmarktes als umfassendste Reform seit dem Zweiten Weltkrieg 

gesehen werden kann. Dieses wurde begleitet von heftiger Kritik unter anderem von Politikern 

und Gewerkschaften, die insbesondere auch über die Medien vorgebracht wurden.  

Auch bei der großen Koalition von CDU/CSU und SPD nimmt der Koeffizient einen positiven Wert 

an. Diese ist jedoch kleiner als der Koeffizient mit Bezug auf beide rot-grüne Koalitionen gemein-

sam und auch kleiner als der Koeffizient mit Bezug auf erste rot-grüne Koalition (SPD & Grüne I) 

allein. Der Koeffizient mit Bezug auf die Koalition von CDU/CSU und FDP ist hingegen statistisch 

signifikant und negativ. Das bedeutet, dass Medien in Zeiten der Koalition von CDU/CSU und FDP 

kritischer über die die CDU/CSU berichten als über die SPD.23 

                                                             
23 In Dewenter el al. (2019a) wiederholen wir die Schätzungen mit dem gewichteten PCI und kommen zu ähnlichen 
Ergebnissen. 
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Insgesamt ergeben die Schätzungen, dass in deutschen meinungsführenden Medien die Bericht-

erstattung zur CDU/CSU tendenziell kritischer bzw. die Berichterstattung zur SPD weniger kri-

tisch wird, wenn auf Bundesebene die CDU/CSU an der Regierung ist. Auch wird die Berichter-

stattung zur SPD tendenziell kritischer bzw. jene zur CDU/CSU weniger kritisch, wenn auf Bun-

desebene die SPD an der Regierung ist.  Dieses Ergebnis kann mit aller Vorsicht als Hinweis auf 

eine Art Regierungsmalus in der Berichterstattung gesehen werden und als Hinweis darauf, dass 

Medien zumindest in Deutschland ihrer Rolle als vierte Gewalt in der Demokratie gerecht werden.  

7. Medien in Demokratien: Ergebnisübersicht 

Gerade in Demokratien spielen Medien eine wichtige Rolle für die Wahrnehmung und die Ent-

scheidungen von Individuen. So zeigen Diermeier et al. (2017), dass die Medienberichterstattung 

zum Thema Ungleichheit auf die Wahrnehmung und Sorgen der Bevölkerung wirkt. Interessant 

dabei ist, dass obwohl die Einkommensungleichheit in Deutschland seit 2005 nicht zugenommen 

hat, sich im selben Zeitraum der Anteil der Berichterstattung zu Ungleichheit verdoppelt und seit 

2001 sogar verdreifacht hat. Die Berichterstattung zur Ungleichheit treibt wiederum die Sorgen 

der Bevölkerung. Liegt der Anteil der Berichterstattung zur Ungleichheit in den Tagen vor dem 

Interview um einen Prozentpunkt höher, so erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, dass ein Befragter 

in der SOEP-Umfrage Sorgen um die wirtschaftliche Lage angibt, um rund 4 Prozent. Ebenfalls 

sind die Befragten weniger zufrieden mit der Verwirklichung der sozialen Gerechtigkeit. Erhöht 

sich der Anteil der Berichterstattung zur Ungleichheit im engeren Sinne (z.B. zur Einkommens-

schere) und werden nur Berichte über Geschehnisse im Inland berücksichtigt, ist der Einfluss auf 

die Unzufriedenheit beinahe doppelt so groß.  

Eine ähnliche Wirkung der Medienberichterstattung zeigen Benesch et al (2019) im Hinblick auf 

Migrationssorgen. Ein exogen bedingter Anstieg des Anteils der Medienberichterstattung über 

Migration um 10 Prozentpunkte erhöht die in der SOEP-Umfrage genannten Einwanderungssor-

gen auf einer Drei-Punkte-Skala um 0,13 Punkte. Im Vergleich zwischen einzelnen Personengrup-

pen wirkt die Medienberichterstattung auf die Migrationssorgen bei Frauen, älteren Personen 

und Nicht-Berufstätigen besonders kräftig. 

Hinweise dafür, dass Medienberichterstattung in der Demokratie nicht nur auf der Wahrneh-

mungsebene wirkt, sondern auch Handlungen bzw. Handlungsabsichten beeinflusst, analysieren 

Dewenter et al. (2019b). Es zeigt sich, dass eine positivere bzw. weniger negative Berichterstat-

tung zu einer Partei die Wahlabsichten für diese Partei steigen lässt. Kein Effekt zeigt sich hinge-

gen im Hinblick auf die grundsätzliche Parteineigung, die wohl mehr von der grundsätzlichen 

Übereinstimmung der Einstellungen mit dem Parteiprogramm oder auch von Familientradition 

abhängt. 
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Dennoch unterstreichen zum einen der nachgewiesene Einfluss der Medienberichterstattung zu 

Themen wie Ungleichheit und Migration auf die Wahrnehmung bzw. Sorgen der Bevölkerung und 

zum anderen der Einfluss der Medienberichterstattung auf die Wahlabsichten die besondere Ver-

antwortung von Medien in Demokratien.  

Kommen wir zurück zu den Medien als Institution in Demokratien: Werden sie ihrer Rolle als 

vierte Gewalt gerecht? Hier besteht durchaus Hoffnung. So zeigen Dewenter el al. (2019a) auf Ba-

sis des von ihnen entwickelten Political Coverage Index (PCI), dass sich zum einen die Leitmedien 

in Deutschland in ihrer Parteienberichterstattung empirisch robust in ein eindimensionales poli-

tisches Spektrum einordnen lassen. Zum anderen variiert die Positionierung im Zeitverlauf: über-

regionale Medien berichten im Vergleich zu ihrer durchschnittlichen Positionierung kritischer zu 

der Partei, die gerade an der Regierung beteiligt ist. Das kann als Hinweis gesehen werden, dass 

zumindest in Deutschland die Medien ihrer Rolle als vierte Gewalt nachkommen.  

Weitere empirische Forschungen könnten auch den themenspezifischen Einfluss der Medienbe-

richterstattung gerade im Hinblick auf das Zusammenwirken unterschiedlicher Themen in den 

Blick nehmen. Forschungsbedarf besteht auch zu den Wirkungen und Wechselwirkungen von 

klassischen Medien und sogenannten Sozialen Medien ohne redaktionellen Qualitätssicherungs-

prozess. Sollte es in Zukunft gelingen, mit computerlinguistischen Verfahren Medienberichte auch 

im Hinblick auf den thematischen Kontext und auf die Tonalitäten valide auszuwerten, würde das 

zu einer massiven Kostenreduktion und zu wesentlich verbesserten Möglichkeiten für mehr em-

pirische Medieneinflussforschung führen.  
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